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Die wichtigſten Grundſätze des deutſchen Verfaſſungsrechts 
im Deutſchen Beamtengeſetz verwirklicht. 


Von Regierungsrat Kurt Krüger, Referent im Reichserziehungsminiſterium. 


Durch das Deutſche Beamtengeſetz vom 26. Ja⸗ 
nuar 1937 (RGBl. 1 S. 39 ff.) iſt die national⸗ 
ſozialiſtiſche Rechtserneuerung um einen weſentlichen 
Schritt vorwärtsgetragen worden. Das Geſetz hat 
aber nicht nur das Beamtenrecht auf die Grund⸗ 
gedanken des nationalſozialiſtiſchen Staatsaufbaus 
ausgerichtet, ſondern gleichzeitig auch den all⸗ 
gemeinen Verfaſſungsaufbau des Dritten Reiches 
auf einem wichtigen Gebiet ſeiner zukünftigen 
Geſtalt nähergebracht. 

Das Deutſche Reich wird vor allem durch folgende 
Eigenſchaften gekennzeichnet: Es iſt ein Einheits⸗ 
ſtaat, deſſen einer Grundpfeiler das Berufs- 
beamtentum iſt. Es iſt ein Weltanſchauungsſtaat, 
es iſt ein völkiſcher Staat. Weiter iſt Deutſchland 
ein Staat, der nach dem Führergrundſatz geleitet 
wird. Es iſt ein Staat, der durch die NS DAP. nach 
ihren Grundſätzen aufgebaut und von ihr dauernd 
den Erforderniſſen des deutſchen Volkes entſprechend 
weitergeformt wird. Alle dieſe Grundſätze ſind in 
dem neuen Beamtengeſetz verankert. 

Bedeutſame Vorarbeiten ſind bereits durch das 
Geſetz zur Anderung von Vorſchriften auf dem 
Gebiet des allgemeinen Beamten⸗, Beſoldungs⸗ und 
Verſorgungsrechts vom 30. Juni 1933 (RG Bl. 1 
S. 433) und durch weitere rechtliche Vorſchriften, 
insbeſondere Erlaſſe des Führers und des Reichs⸗ 
innenminiſters, geleiſtet worden. Durch das neue 
Beamtengeſetz aber iſt dieſe Entwicklung weiter⸗ 
getragen und in einem großen Geſetzgebungswerk 
zuſammengefaßt worden. Allerdings ſind zahlreiche 
Rechtsvorſchriften des neuen nationalſozialiſtiſchen 
Beamtenrechts neben dieſer Kodifikation beſtehen 
geblieben und müſſen auch fernerhin zur Er- 
gänzung herangezogen werden. 


I 
Das Deutſche Reich iſt ein Einheitsſtaat. Dem⸗ 
entſprechend ſind die Rechtsverhältniſſe ſämtlicher 
deutſchen Beamten nunmehr einheitlich geregelt 
worden. Ebenſo wie auf den meiſten anderen Rechts⸗ 
gebieten beſtand bisher auch im Beamtenrecht ein 
buntſcheckiges Nebeneinander von Rechtsvorſchriften; 


jedes Land hatte ſein eigenes Beamtenrecht. Heute 
gibt es nur noch Reichsbeamte ($ 2 Abſ. 1 DBG.) 
Hat der Beamte nur das Reich zum Dienſtherrn, 
ſo iſt er unmittelbarer Reichsbeamter. Hat er aber 
einen anderen unmittelbaren Dienſtherrn, z. B. ein 
Land, eine Gemeinde oder eine andere öffentlich- 
rechtliche Körperſchaft, ſo iſt er mittelbarer Reichs⸗ 
beamter. Da dieſer Dienſtherr, der dem Beamten 
unmittelbare Weiſungen erteilt und für ihn die 
Fürſorgepflicht trägt, der Reichsregierung unter⸗ 
geordnet iſt, iſt ein ſolcher Beamter über ſeinen 
Dienſtherrn auch dem Reich zum Gehorſam ver- 
pflichtet. 

Nachdem ein einheitliches deutſches Beamtentum 
geſchaffen und damit der Staatsapparat in per⸗ 
ſoneller Hinſicht einheitlich ausgerichtet worden iſt, 
iſt damit das Fundament gelegt, auf dem der Staats⸗ 
apparat auch in ſachlicher Hinſicht unter Über⸗ 
windung überholter dynaſtiſcher Formen weiter 
vereinheitlicht werden kann. 


ae 


Ein Grundpfeiler des neuen Staates iſt das 
Berufsbeamtentum. In ſeinem Werk „Mein 
Kampf“ ſpricht der Führer mit anerkennenden 
Worten von dem „unvergleichlichen Beamtenkörper 
des alten Reiches“, den zu zerſtören der Syſtemzeit 
vorbehalten geblieben iſt. Eine der dringlichſten 
Aufgaben nach der Machtübernahme war daher ent⸗ 
ſprechend der Forderung des Parteiprogramms 
(Punkt 6 Satz 3) die Säuberung des Berufs⸗ 
beamtentums. Dem diente das Geſetz zur Wieder⸗ 
herſtellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 
1933 (RGBl. 1 S. 175) mit feinen Ergänzungs⸗ 
und Durchführungsbeſtimmungen. Durch dieſes 
Geſetz wurden diejenigen aus dem Beamtentum 
entfernt, die weder „die für ihre Laufbahn vor⸗ 
geſchriebene oder übliche Vorbildung“ noch die 
„ſonſtige Eignung“ beſaßen. Sie waren während 
der Syſtemzeit aus Gründen der Parteipolitik 
und der Verſorgung Beamte geworden und wurden 
nun aus dem Staatsdienſt entfernt. Ebenſo wurden 
die, die ſich während der Herrſchaft der Parteien 
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als willfährige Helfer und Nutznießer dieſes Syſtems 
gezeigt hatten, und ebenſo alle Mitglieder der 
KPD., ihrer Hilfs⸗ und Erſatzorganiſationen als 
Staatsfeinde entlaſſen. Nach dieſer notwendigen 
Reinigung des Beamtenkörpers aber baute der 
Nationalſozialismus die an ſich geſunde Einrichtung 
des Berufsbeamtentums wieder auf und feſtigte 
ſie durch ihre einheitliche weltanſchauliche Durch⸗ 
dringung. In dem Vorſpruch zum Deutſchen Be⸗ 
amtengeſetz hat ſich dann auch der neue Staat mit 
aller Eindeutigkeit zu dieſem nationalſozialiſtiſchen 
Berufsbeamtentum bekannt. Auf dieſer Grundlage 
ſind auch die vom Führer am 14. Oktober 1936 
erlaſſenen Reichsgrundſätze über Einſtellung, An⸗ 
ſtellung und Beförderung der Reichs⸗ und Landes⸗ 
beamten aufgebaut (RG Bl. I S. 893). 


III. 


Der heutige Staat iſt ein Weltanſchauungsſtaat. 
Dem parlamentariſchen Staate fehlte es an einer 
eigenen ſtaatsrechtlich feſtgelegten Weltanſchauung. 
Die jeweils herrſchenden Parteien verſuchten im 
Wege des Kompromiſſes, der zwiſchen den an der 
Koalition Beteiligten ausgehandelt wurde, ſich auf 
beſtimmte weltanſchauliche Richtlinien zu einigen. 
Da die Koalitionen und die Machtverhältniſſe der 
einzelnen Partner ſich fortgeſetzt änderten, glaubte 
früher ein großer Teil der Beamtenſchaft in dem 
unpolitiſchen Beamten den notwendigen ſtabilen 
Ausgleich zu ſehen. Demgegenüber iſt der national⸗ 
ſozialiſtiſche Beamte weltanſchaulich gebunden und 
verpflichtet. Er hat ſich in ſeinem geſamten Ver⸗ 
halten von der Tatſache leiten zu laſſen, daß die 
NSDAP. in unlöslicher Verbundenheit mit dem 
Volke die Trägerin des deutſchen Staates iſt (§ 3 
Abi. 2 DBG.). Der Beamte iſt der Vollſtrecker des 
Willens des von der NSDAP. getragenen Staates 
($ 1 Abſ. 2 DBG.). Um dieſe Aufgabe erfüllen zu 
können, muß ſich der Beamte mit der Partei und 
mit der von ihr vertretenen Weltanſchauung innerlich 
verbunden fühlen. Dies iſt Vorausſetzung für ſeine 
Ernennung. Außer der fachlichen Eignung muß er 
die Gewähr für einen jederzeitigen rückhaltloſen 
Einſatz für den nationalſozialiſtiſchen Staat bieten 
($ 26 DBG.) 

Der Beamte hat daher Vorgänge, die den Beſtand 
des Reiches oder der NSDAP. gefährden könnten, 
auch dann, wenn ſie ihm nicht vermöge ſeines 
Amtes bekanntgeworden ſind, dienſtlich zu melden 
(§ 3 Abſ. 2 DBG.) . Kommt er dieſer Pflicht nicht 
nach, ſo hat der Beamte, ſelbſt wenn er nicht aus 
antinationalſozialiſtiſcher Einſtellung, ſondern ledig⸗ 
lich aus Bequemlichkeit, Mitleid oder Feigheit 
handelt, mit ſeiner Entfernung aus dem Staats⸗ 
dienſt zu rechnen (vgl. die Entſcheidung des Reichs⸗ 
diſziplinarhofes vom 11. November 1935 in Foerſter, 
Rechtſprechung des Reichsdiſziplinarhofes, S. 75 ff.). 

Wenn auch kein Beamter entſprechend dem für 
die NSDAP. geltenden Grundſatz der Frei⸗ 
willigkeit gezwungen wird, der Partei beizutreten, 
ſo iſt es doch naheliegend, daß jeder Beamte, ſoweit 
er hierzu in der Lage iſt, ſich auch ohne Zugehörigkeit 
zur NSDAP. zur Mitarbeit in den Gliederungen 
(SA., SS., NS KK. uſw.) und den der Partei an⸗ 
geſchloſſenen Verbänden (RDB., NSL B., NSR B., 
NSV. uſw.) zur Verfügung ſtellt, um jo auch 


außerdienſtlich am Aufbau des Dritten Reiches 
teilzunehmen. Iſt aber ein Beamter der Partei 
beigetreten und wird er aus dieſer ausgeſchloſſen 
oder ausgeſtoßen, ſo wird er grundſätzlich nicht im 
Staatsdienſt bleiben können, da durch die rechts⸗ 
kräftige parteigerichtliche Entſcheidung die mangelnde 
nationalſozialiſtiſche Eignung des Betreffenden dar⸗ 
getan iſt. Die erfolgte Ernennung eines Beamten 
iſt für nichtig zu erklären, wenn dieſe Tatſache zur 
Zeit der Ernennung vorlag, aber nicht bekannt war 
(§ 32 Abſ. 2 Ziff. 3 DBG.). Tritt ein Beamter 
freiwillig aus der NSDAP. aus, fo iſt er keineswegs 
unter allen Umſtänden als Beamter untragbar. 
Doch wird in jedem Einzelfall zu prüfen ſein, aus 
welchen Gründen ſein Austritt erfolgt iſt. Ergibt 
ſich, daß der Beamte den Austritt vollzogen hat, 
weil er die weltanſchauliche Linie der NSDAP. 
aus irgendwelchen Gründen ablehnt, ſo wird er 
allerdings regelmäßig nicht weiter im Staatsdienſt 
zu verwenden ſein. Auch für die Zugehörigkeit zur 
SA., SS. oder zum NSKK. gilt der Grundſatz der 
Freiwilligkeit. Hier werden Ausſchluß und Austritt 
der Beamten, die nicht Parteigenoſſen ſind, ähnlich 
wie oben dargelegt zu beurteilen ſein. 

Ganz allgemein kann ein Beamter, der nach 
den Feſtſtellungen eines beſonderen Unterſuchungs⸗ 
verfahrens nicht mehr die Gewähr dafür bietet, 
daß er jederzeit für den nationalſozialiſtiſchen Staat 
eintritt, auf den von ſeiner oberſten Dienſtbehörde 
im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter des 
Innern geſtellten Antrag vom Führer in den Ruhe⸗ 
ſtand verſetzt werden (871 DBG.) . Es hat ſich als 
notwendig erwieſen, in derartigen rein politiſchen 
Fällen ein vereinfachtes Verfahren durchzuführen, 
das ſchneller zum Ziele führt als das für ganz andere 
Zwecke geſchaffene förmliche Dienſtſtrafverfahren, 
und das dieſe rein politiſche Frage nicht den Richtern, 
ſondern den Stellen im Staate überläßt, die zu 
ihrer Entſcheidung beſonders berufen ſind. Anderer⸗ 
ſeits iſt durch die Vorſchrift, daß der Beamte zu 
hören, daß die eidliche Vernehmung von Zeugen 
und Sachverſtändigen zuläſſig iſt, und vor allem, daß 
die Entſcheidung jedes Einzelfalles bei den höchſten 
Staatsſtellen liegt, jeder Mißbrauch ausgeſchloſſen. 

Zur Erlangung und Sicherſtellung der welt⸗ 
anſchaulichen Übereinſtimmung von Partei und 
Staat iſt vorgeſehen, daß der Stellvertreter des 
Führers oder die von ihm beſtimmte Parteidienſt⸗ 
ſtelle nach Maßgabe eines beſonderen, noch vom 
Führer herauszugebenden Erlaſſes bei der Er⸗ 
nennung von Beamten zu hören iſt (§ 31 DBG.) 
Gegenwärtig iſt der Stellvertreter des Führers 
nach dem Erlaß vom 24. September 1935 (RG Bl. I 
S. 1203) bei der Ernennung von Reichs- und Landes⸗ 
beamten der Reichsbeſoldungsgruppe A 2 2 (Re⸗ 
gierungsräte) und aufwärts zu beteiligen. Ferner 
iſt nach dem Runderlaß des Reichs- und Preußiſchen 
Miniſters des Innern vom 2. September 1936 
(RM Bli V. S. 1186), der für den Geſchäftsbereich 
des Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſters für Wiſſen⸗ 
ſchaft, Erziehung und Volksbildung durch Runderlaß 
vom 3. Oktober 1936 (RMinAmtsbl)tſch Wiſſ. 
S. 447) übernommen iſt, bei der ausnahmsweiſen 
Anſtellung und Beförderung von Beamten, die 
Freimaurerlogen, logenähnlichen Organiſationen 
oder Organiſationen, die entſprechend zu behandeln 
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find, bis nach dem 30. Januar 1933 angehört haben, 
das Einvernehmen des Stellvertreters des Führers 
einzuholen. Das gleiche gilt in beſtimmtem Umfange 
für die vor dem 30. Januar 1933 ausgetretenen 
Freimaurer, die führende Stellungen, Logenämter 
oder Hochgrade bekleidet haben oder die Loge nach 
ihrem Austritt weiterhin „gedeckt“ haben, ferner für 
ehemalige Freimaurer, die in Perſonalſachen be- 
ſchäftigt werden. 

Weiter ſollen Beamte, die Reichsleiter, Gau⸗ 
leiter, Kreisleiter oder Ortsgruppenleiter der 
NSDAP. oder Führer von Standarten oder 
höheren Einheiten der SA., SS. oder des NS KK. 
ſind, nur im Benehmen mit dem Stellvertreter des 
Führers aus ihrer bisherigen Dienſtſtellung verſetzt 
werden ($ 35 Abſ. 3 DBG.). 

Die weitgehende Verzahnung von Partei und 
Staat kommt auch darin zum Ausdruck, daß die 
hauptamtliche Tätigkeit in der Partei oder ihren 
Gliederungen dem Staatsdienſt gleichgeſetzt wird 
und daher als ruhegehaltsfähige Dienſtzeit be⸗ 
rückſichtigt werden kann ($ 85 Abſ. 1 Ziff. 1 DBG.) 
Das gleiche gilt für die Zeit, während der ein Be— 
amter vor ſeiner Ernennung und vor dem 30. Januar 
1933 in der NSDAP. oder ihren Gliederungen ein 
Amt nicht hauptberuflich bekleidet hat (§ 179 Abſ. 8 
DBG.). Dementſprechend iſt durch Runderlaß 
des Reichsinnenminiſters vom 12. Januar 1936 
(RM Bli V. S. 49) angeordnet worden, daß den zur 
hauptamtlichen Tätigkeit bei der Partei und ihren 
Gliederungen aus dem Staatsdienſt beurlaubten 
Beamten ihr allgemeines Dienſtalter gewahrt bleibt. 
Ebenſo können den Beamten, die an Schulungs⸗ 
lehrgängen der NSDAP. oder ihrer Gliederungen 
teilnehmen, in beſtimmtem Umfange die Dienſt⸗ 
bezüge weitergezahlt werden; vgl. hierzu ins⸗ 
Ben auch den Runderlaß des Reichs⸗ und 
Preußiſchen Miniſters für Wiſſenſchaft, Erziehung 
und Volksbildung vom 19. September 1936 (RMin.⸗ 
AmtsblDtſch Wiſſ. S. 432). > 

Schließlich bedarf es zur Übernahme eines 
beſoldeten Amts in der NSDAP., ihren Gliede⸗ 
rungen und den ihr angeſchloſſenen Verbänden 
keiner Genehmigung durch die zuſtändige ſtaatliche 
Dienſtſtelle ($ 11 Abſ. 2 DBG.) 


INV. 

Das Deutſche Reich iſt heute ein völkiſcher Staat. 
Die Neuerungen, die die NSDAP. auf raſſiſchem 
Gebiet gebracht hat, die Erkenntniſſe der Zuſammen⸗ 
hänge von Blut und Charakter, gehören zum wich⸗ 
tigſten, was die nationalſozialiſtiſche Revolution 
dem deutſchen Volke vermittelt hat. Schon in den 
Punkten 4 ff. des Programms der NSDAP. vom 
24. Februar 1920 iſt erklärt worden, „daß jedes 
öffentliche Amt, gleichgültig welcher Art, nur durch 
Staatsbürger bekleidet werden darf“, und daß 
„Staatsbürger nur ſein kann, wer deutſchen Blutes 
iſt“. Dieſe Forderung iſt durch $ 25 DBG. nunmehr 
endgültig verwirklicht. Hiernach kann Beamter nur 
werden, wer deutſchen oder artverwandten Blutes 
iſt und, wenn er verheiratet iſt, einen Ehegatten 
deutſchen oder artverwandten Blutes hat. Eine 
entſprechende Beſtimmung enthielt bereits das 
Reichsgeſetz vom 30. Juni 1933 (RGBl. I S. 433). 
Ausnahmen können nur von der oberſten Dienſt⸗ 


behörde im Einvernehmen mit dem Reichsinnen⸗ 
miniſter und dem Stellvertreter des Führers erteilt 
werden. Die Juden, die bereits zur Zeit der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Revolution Beamte waren, ſind ſchon 
durch § 3 des Geſetzes zur Wiederherſtellung des 
Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 (RGBl. I 
S. 175) und durch § 4 der Erſten Verordnung zum 
Reichsbürgergeſetz vom 14. November 1935 (RG Bl. 
S. 1333) aus dem Staatsdienſt entfernt worden. 
Ein Beamter iſt zu entlaſſen, wenn ſich nach ſeiner 
Ernennung herausſtellt, daß er oder ſein Ehegatte 
nicht deutſchen oder artverwandten Blutes iſt, oder 
wenn er nach ſeiner Ernennung die Ehe mit einer 
Perſon nicht deutſchen oder artverwandten Blutes 
ohne die nach § 25 erforderliche Genehmigung 
geſchloſſen hat ($ 59 DBG.). Iſt die deutſchblütige 
Abſtammung ohne Verſchulden des Beamten an⸗ 
genommen worden, jo iſt er nach $ 72 DBG. in 
den Ruheſtand zu verſetzen, falls nicht nachträglich 
ausnahmsweiſe Genehmigung gemäß § 25 DBG. 
erteilt wird. y 


Das Dritte Reich wird nach dem Führergrundſatz 
geleitet. „Die Partei als weltanſchauliche Ge⸗ 
ſtalterin und politiſche Lenkerin des deutſchen 
Schickſals hat der Nation und damit dem Reich den 
Führer zu geben.“ „Nach der Proklamation des 
jeweiligen neuen Führers iſt dieſer der Herr der 
Partei, das Oberhaupt des Reiches und der Oberſte 
Befehlshaber der Wehrmacht“, ſo verkündete der 
Führer in ſeiner Schlußrede auf dem Parteitag der 
Freiheit (1935). Dieſer Grundſatz garantiert die 
Stabilität der Verfaſſung des neuen Deutſchland. 
Dem Führer, der ihm ſeinen beſonderen Schutz 
zuſichert, hat der Beamte Treue bis zum Tode zu 
halten (83 Abſ. 1 Satz 4 DBG.). Ein Beamter, der ſich 
weigert, den Treueid auf den Führer zu leiſten, iſt 
aus dem Beamtenverhältnis zu entlaſſen (§S57 DBG. ). 

Der perſönliche Eid auf den vom Vertrauen 
des deutſchen Volkes erkorenen und getragenen 
Führer ($ 4 DBG.) begründet zwiſchen Führer und 
Beamten das Band der Gefolgſchaftstreue, ſo wie 
es ſchon bei den Germanen und ferner im Mittel- 
alter zwiſchen Lehnsherr und Lehnsmann beſtand, 
ein perſönliches Band auf Lebenszeit. Was bedeutet 
demgegenüber der Eid, den einſt ein Beamter auf 
eine papierne, wirklichkeitsfremde Verfaſſung 
ſchwören mußte! 

Hiernach iſt es eine ſelbſtverſtändliche Folge, 
daß das Treueverhältnis des nationalſozialiſtiſchen 
Beamten zu Führer und Reich nicht mit der Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand endet. Bricht ein Ruhe⸗ 
ſtandsbeamter ſeine Treupflicht, ſo geht er ſeiner 
Rechte verluſtig. Nach dem früheren liberalen Recht 
konnte gegen einen Ruheſtandsbeamten ein Dienſt⸗ 
ſtrafverfahren nicht durchgeführt werden. Künftig 
ſind dagegen beſtimmte Handlungen, namentlich 
ſtaatsfeindliche Betätigung, Verletzung der Amts⸗ 
perſchwiegenheit und Annahme von Geſchenken mit 
Bezug auf das frühere Amt, auch dann als Dienſt⸗ 
vergehen ſtrafbar, wenn ſie nach Eintritt in den 
Ruheſtand, alſo nach Beendigung des eigentlichen 
Beamtenverhältniſſes, begangen werden (§ 22 Abſ. 1 
Satz 2 DBE.). Derartigen Ruheſtandsbeamten 
kann im Dienſtſtrafverfahren das Ruhegehalt ab⸗ 
erkannt oder gekürzt werden (§ 9 RDSt O.). Ferner 
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Geiſtlichen Geſellſchaften oder religiöſen 
Vereinen, denen beim Inkrafttreten des Ge⸗ 
ſetzes (1. Januar 1920) der Volksſchulunterricht 
übertragen war, kann die Genehmigung nur 
entzogen werden, wenn dies von der Mehrheit 
der beteiligten Eltern oder deren Stellvertretern 
beantragt wird. 

In faſt allen Fällen war der Unterricht den 
Ordensgenoſſenſchaften ſchon vor dem 1. Januar 
1920 übertragen worden, und ſomit war in dieſer 
wichtigen Frage das ſtaatliche Organiſationsrecht 
fo gut wie ausgeſchaltet. 

Um ich von der Bedeutung des Art. 24 Sch BG. ein 
Hares Bild zu machen, muß man ſich ſtets vor Augen 
halten, welcher Art im einzelnen dieſe Regelung 
iſt und welche Auswirkungen ſie hat. Zunächſt muß 
bei jeder Erörterung betont werden: Es handelt 
ſich nicht um Kloſterſchulen oder Kirchenſchulen, die 
im Eigentum oder in der Unterhaltspflicht von 
Ordensgenoſſenſchaften ſtehen, ſondern es handelt 
ſich um allgemeine öffentliche Volkspflichtſchulen, 
die nach Art. 11 Sch BG. hinſichtlich des perſönlichen 
Bedarfs vom Staat und hinſichtlich des sächlichen 
Bedarfs von den Gemeinden unterhalten werden. 

Die klöſterlichen Lehrkräfte an ſolchen von 
geiſtlichen Geſellſchaften geleiteten ſtaatlichen Volks⸗ 
pflichtſchulen ſind keine Volksſchullehrerinnen im 
Sinne des bayeriſchen Volksſchullehrergeſetzes 
(VG.) vom 14. Auguſt 1919 (GVBl. S. 437), 
ſie ſind überhaupt keine Beamtinnen im Sinne 
des Beamtenrechts, ſie ſind keine Staatsbeamten. 
Sogar die Beſtimmungen im Volksſchullehrergeſetz 
für Perſonen, die mit der Erteilung des Unterrichts 
an öffentlichen Volksſchulen dauernd oder vorüber⸗ 
gehend betraut ſind, ohne ſelbſt Volksſchullehrer 
im Sinne des Geſetzes zu ſein, finden auf die 
Kloſterſchweſtern nur zum Teil Anwendung. Ihr 
Dienſtherr iſt zunächſt die geiſtliche Geſellſchaft. Die 
Zuſtändigkeit der Kreisregierung als Anſtellungs⸗ 
und Dienſtaufſichtsbehörde der Volksſchullehrer iſt 
im weitgehenden Maße ausgeſchaltet. Die Erteilung 
des Unterrichts wird dem Orden als ſolchen, nicht 
etwa einzelnen beſtimmten Ordensmitgliedern über⸗ 
tragen. Es iſt Sache der Ordensleitung, nach ihrem 
Ermeſſen vorſchriftsmäßig geprüfte und entſprechend 
beurteilte Ordensmitglieder zur Übernahme der 
Lehrſtellen abzuordnen und nach Belieben wieder 
abzuberufen. Die ſtaatliche Schulaufſichtsbehörde 
hat nur die Möglichkeit, der von der Ordensleitung 
vorgenommenen Stellenbeſetzung allenfalls die 
ſchulaufſichtliche Genehmigung zu verſagen. 

Für die Dienſtleiſtung der klöſterlichen Lehr⸗ 
kräfte werden vom Staat Vergütungen an den 
Orden gezahlt, und zwar für jede als ſtändig erklärte 
Lehrkraft das Anfangsgrundgehalt der ſtändigen welt⸗ 
lichen Volksſchullehrerinnen (Lehrerinnen, Haupt⸗ 
lehrerinnen, Oberlehrerinnen). Im Haushalt des 
bayeriſchen Unterrichtsminiſteriums mußten im 
Jahre 1936 für dieſen Zweck noch 3 430 000 RM 
bereitgeſtellt werden. Dieſe Vergütungen kommen 
nun rechtlich und wirtſchaftlich nicht den einzelnen 
Ordensmitgliedern zu, ſondern dem Orden als 
ſolchen. Die einzelne klöſterliche Lehrkraft erhält 
die Vergütung weder ganz noch zum Teil aus⸗ 
gehändigt, es ſteht ihr auch ſonſt darüber keine Ver⸗ 
fügung zu. Die Ordensoberen verwenden die ſtaat⸗ 


lichen Vergütungen nicht lediglich für den Unterhalt 
der Lehrkräfte, ſondern auch für ſonſtige Zwecke 
des Kloſters, der Ordensfamilie. 

Die dienſtaufſichtlichen Befugniſſe der ſtaatlichen 
Schulbehörde ſind gegenüber den klöſterlichen Lehr⸗ 
kräften weſentlich eingeſchränkt. Dieſe Lehrkräfte 
ſind nur inſoweit der ſtaatlichen Schulhoheit unter⸗ 
worfen, als ihre Tätigkeit im Schuldienſt ſtaatlich 
beaufſichtigt wird und ſie gehalten ſind, in der Aus⸗ 
übung des Schuldienſtes ſtaatliche Weiſungen zu 
befolgen. Die Durchführung eines Amtsſtraf⸗ 
verfahrens iſt nicht möglich. Die ſtaatliche Schul⸗ 
behörde kann allenfalls nur bei der Leitung der 
geiſtlichen Ordensgeſellſchaft auf die Entfernung 
einer beanſtandeten klöſterlichen Lehrerin im öffent⸗ 
lichen Schuldienſt hinwirken. 

Erhebt ſich hier nicht von ſelbſt die Frage: Iſt 
denn der Staat Herr im eigenen Hauſe, wenn er 
den Unterricht an ſeinen öffentlichen ſtaatlichen 
Volkspflichtſchulen in dieſer Weiſe geiſtlichen Orden 
und religiöſen Genoſſenſchaften überläßt, deren 
Mitglieder durch ein zeitliches oder dauerndes Ge⸗ 
lübde gebunden ſind, in ihrer weltanſchaulichen 
Ausrichtung nach beſonderen Ordensregeln und 
nach den Weiſungen ihrer geiſtlichen Oberen zu 
leben? 

Bayern iſt das einzige Land im ganzen Deutſchen 
Reich, in dem dieſe Einrichtung beſteht. Dieſe 
bayeriſche Regelung entſpricht nicht den national⸗ 
ſozialiſtiſchen Grundſätzen von den Aufgaben des 
Staates bei der ſchuliſchen Betreuung der deutſchen 
Jugend. Der nationalſozialiſtiſche Staat muß Wert 
darauf legen, das Unterrichts⸗ und Erziehungs⸗ 
weſen in den Pflichtſchulen ganz in ſeine Hand zu 
bekommen. Es iſt unerträglich, daß Staat und Ge⸗ 
meinden wohl die Mittel für dieſe Schulen auf⸗ 
bringen müſſen, daß aber der Geiſt dieſer Schulen 
von den Orden und ihren Erziehungsgrundſätzen 
beſtimmt wird. Der nationalſozialiſtiſche Staat will 
eine Schule, eine Jugend und eine Erziehung aus 
nationalſozialiſtiſchem Geiſte. Daher kann er die 
Betreuung einer ſtaatlichen öffentlichen Volkspflicht⸗ 
ſchule nicht einem Orden überlaſſen. 

Dazu kommt noch folgendes: Die von den Orden 
geleiteten ſtaatlichen Volksſchulen haben wie jede 
andere öffentliche Volkspflichtſchule nach der Ver⸗ 
ordnung vom 26. Auguſt 1883 über die Errichtung 
der Volksſchulen und die Bildung der Schulſprengel 
(GVBl. S. 407) ihren eigenen Schulſprengel oder 
Schulbezirk. Dieſe Schulen müſſen daher nach $ 5 
der Verordnung vom 26. Auguſt 1883 regelmäßig 
von den Kindern aller in ihrem Bereich wohnenden 
Familien beſucht werden ohne Unterſchied des 
Glaubensbekenntniſſes der Kinder und der Welt⸗ 
anſchauung der Erziehungsberechtigten. Es kann in 
unſerer Zeit nicht mehr verantwortet werden, daß 
alle Erziehungsberechtigten in einem ſolchen Schul⸗ 
ſprengel, ganz gleich ob ſie konfeſſionell katholiſch 
eingeſtellt ſind oder nicht, vom Staate gezwungen 
werden, bei Vermeidung von Strafen ihre Kinder 
in dieſe von einer kirchlichen Geſellſchaft geführte 
und von Kloſterſchweſtern geleitete Schule zu 
ſchicken. 

Aus dieſen Erwägungen war es notwendig, die 
in Bayern beſtehende Regelung zu ändern. Das 
freie ſtaatliche Verwaltungsermeſſen mußte wieder⸗ 
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hergeſtellt werden. Der Entſcheid über eine derart 
wichtige ſchulorganiſatoriſche Frage muß vom Staat 
getroffen werden und kann nicht vielen Hunderten 
von Abſtimmungen überlaſſen bleiben. Die 
bayeriſche Landesregierung beſchloß daher, im Wege 
der Geſetzgebung den Abſ. II des Art. 24 Sch BG. 
zu ſtreichen. Durch das Geſetz vom 16. November 
1936 (GVBl. S. 216) wurde dieſe Anderung des 
bayeriſchen Schulbedarfgeſetzes vollzogen. Sie iſt 
nach der Bekanntmachung vom 25. November 1936 
(GVBl. S. 220) am 1. Dezember 1936 in Kraft 
getreten. Der Abbau der rund 1600 klöſterlichen 
Lehrkräfte an den öffentlichen ſtaatlichen Volks⸗ 
pflichtſchulen wird ſchrittweiſe durchgeführt. Zu⸗ 
nächſt wurden 300 klöſterliche Lehrſtellen am 
1. Januar 1937 in weltliche umgewandelt. Die 
klöſterlichen Lehrkräfte verteilen ſich vor allem auf 
folgende religiöfe Orden und Kongregationen: 
Arme Schulſchweſtern — Engliſche Fräulein — 
Franziskanerinnen — Benediktinerinnen — Domi⸗ 
nikanerinnen — Urſulinen — Ziſterzienſerinnen — 
Klariſſen — Töchter vom Allerheiligſten Erlöſer. 

Vor dieſem Schritt wurde die Frage eingehend 
erwogen, ob die Geſetzesänderung und der dann 
jederzeit mögliche Entzug der Übertragung des 
Unterrichts an Ordensgenoſſenſchaften gegen eine 
Verpflichtung aus den Konkordaten verſtoße. Die 
Frage wurde verneint. Wegen der Einwendungen 
von ſeiten der Orden und der bayeriſchen Ordi⸗ 
nariate war gleichzeitig auch noch die Frage zu 
würdigen, ob ein Anſpruch der einzelnen klöſterlichen 
Lehrkraft für ihre Perſon auf Verwendung im 
Staatsdienſt beſteht. Auch dieſe Frage iſt zu ver⸗ 
neinen. 

Im einzelnen iſt hierzu zu bemerken: 

Nach dem Art. 5 8 7 des bayeriſchen Konkordates 
(BK.) vom 29. März 1924 (GVBl. 1925 S. 53), 
der von kirchlicher Seite bei den Erörterungen immer 
wieder angezogen wurde, darf die Erwerbung der 
Lehrbefähigung für Volksſchulen, Mittelſchulen und 
höhere Lehranſtalten ſowie die Übertragung eines 
Lehramtes für die Angehörigen von Orden 
und religiöſen Kongregationen an keine anderen 
Bedingungen geknüpft werden als für Laien. Dieſe 
Beſtimmung gibt den Orden keinen Anſpruch auf 
die Führung von Staatsſchulen, zu denen auch die 
ſtaatlichen Volkspflichtſchulen zählen. Es ift in dieſer 
Konkordatsbeſtimmung nur ausgeſprochen, daß an 
die Angehörigen der männlichen und weiblichen 
Orden, alſo an die Einzelperſonen der Ordens⸗ 
geſellſchaften, für den Erwerb der Lehrbefähigung 
und für die Übertragung eines Lehramtes keine 
anderen Forderungen geſtellt werden dürfen als 
an Laien. 

Dieſe Auffaſſung ergibt ſich außer aus dem 
Wortlaut des Art. 5 8 7 BK. auch aus den nach⸗ 
ſtehenden Erwägungen und Feſtſtellungen: 

1. Die kirchlichen Kreiſe wollten dem Art. 5 
§7 BK. folgende Auslegung geben: An Stelle der 
Angehörigen von Orden als Einzelperſonen ſeien 
die Ordensgeſellſchaften ſelbſt zu ſetzen und es ſeien 
bei Erfüllung der in dieſem Paragraphen geſtellten 
Bedingungen durch die Orden und ihre Mitglieder 
die Ordensgeſellſchaften als ſolche zur Übernahme 
öffentlicher Schulen zuzulaſſen. Dieſer Anſicht war 


entgegenzuhalten: Der Art. 5 87 BK. bezieht ſich 
nicht nur auf Volksſchulen, ſondern auch auf Mittel⸗ 
ſchulen und höhere Lehranſtalten. Wäre die von 
der kirchlichen Seite vertretene Anſicht richtig, ſo 
müßte weiter gefolgert werden, daß in Art. 5 87 
BK. die Führung von Staatsſchulen jeder Art 
durch männliche oder weibliche Orden grundſätzlich 
zugeſichert ſei. Es iſt unmöglich, in den Art. 5 8 7 
BK. ein ſolches Zugeſtändnis des Staates entgegen 
dem klaren Wortlaut der Beſtimmung hinein⸗ 
zulegen. Es iſt auch früher ſelbſt von kirchlicher 
Seite eine ſolche Behauptung nie aufgeſtellt worden. 

Auch aus dem Beſitz der Lehrbefähigung ein⸗ 
zelner Ordensangehöriger kann für den Orden ſelbſt 
kein Anſpruch auf die Führung einer Staatsſchule 
erhoben werden. Dies hat bereits die frühere 
bayeriſche Regierung mehrmals ausgeſprochen. So 
wurden Anträge auf Übertragung des Volksſchul⸗ 
Unterrichtes an männliche Orden ſchon vor 1933 
vom Miniſterium ſtets abgelehnt, ſelbſt wenn die 
Schulbrüder an ſtaatlichen Lehrerbildungsanſtalten 
ausgebildet waren. Es wurde ſchon damals betont, 
daß aus dem Erwerb der Lehrbefähigung weder 
für den Orden ein Anſpruch auf Führung einer 
ſtaatlichen Volksſchule noch für das einzelne Ordens⸗ 
mitglied eine Anwartſchaft auf Verwendung an 
ſtaatlichen Volksſchulen abgeleitet werden könnte. 
Die Verwendung der Schulbrüder blieb auf die 
Schulen des Ordens beſchränkt. 


2. Der Art. 25 Abſ. II des Reichskonkordates 
(R.) vom 20. Juli 1933 (RG Bl. II S. 679) enthält 
inhaltlich die gleiche Beſtimmung wie Art. 5$ 7 BK. 
Da nun außerhalb Bayerns nirgends im ganzen 
Deutſchen Reich, auch nicht in den katholiſchen Teilen 
der übrigen Länder, die Führung öffentlicher Volks⸗ 
ſchulen geiſtlichen Geſellſchaften übertragen iſt, kann 
dieſe Beſtimmung in Art. 25 Abſ. II RK. nicht über 
ihren Wortlaut hinaus dahin ausgelegt werden, daß 
hierdurch nunmehr im ganzen Deutſchen Reich die 
Überlaſſung des Unterrichts an ſtaatlichen Volks⸗ 
ſchulen, mittleren oder höheren Lehranſtalten an 
Ordensgeſellſchaften im Sinne der bayeriſchen Rege⸗ 
lung nach Art. 24 Sch BG. konkordatsmäßig vereinbart 
und gewährleiſtet werden ſollte. Es iſt vielmehr 
auch hier nur ausgeſprochen, daß die Anſtellungs⸗ 
bedingungen für Ordensangehörige und für Laien 
die gleichen ſein müſſen. Und gerade aus der Auf⸗ 
nahme dieſer Beſtimmung in das Reichskonkordat 
erhellt, daß ſie nicht die von kirchlicher Seite be⸗ 
hauptete weitergehende Bedeutung für die Führung 
öffentlicher Volksſchulen durch Ordensgenoſſen⸗ 
ſchaften hat. 

3. Die Entſtehungsgeſchichte des Art. 5 8 7 BK. 
zeigt klar, daß dieſe Beſtimmung lediglich eine 
vertragsmäßige Beſtätigung der dem einzelnen zu⸗ 
ſtehenden allgemeinen Perſönlichkeitsrechte hin⸗ 
ſichtlich der Vorbedingungen für den Erwerb öffent⸗ 
licher Amter iſt. 

a) In der amtlichen Begründung zum Kon⸗ 
kordat iſt bei Art. 5 88 5—7 ausgeführt (ſiehe Ver⸗ 
handlungen des Bayeriſchen Landtags, Tagung 
1924/25, Beilagen Band 1 S. 212): 

Für die Zuſagen unter $$ 6 und 7 wird 
auf Art. 109 Abſ. I und II und 128 der Reichs⸗ 
verfaſſung verwieſen. 
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Dieſe Beſtimmungen der Weimarer Verfaſſung 
ſtehen unter den Abſchnitten „Die Einzelperſon“ und 
„Das Gemeinſchaftsleben“ und beſagen: 


Art. 109 Abſ. I. Alle Deutſchen ſind vor 
dem Geſetze gleich. 

Männer und Frauen haben grundſätzlich die⸗ 
ſelben ſtaatsbürgerlichen Rechte und Pflichten. 

Art. 128. Alle Staatsbürger ohne Unter⸗ 
ſchied ſind nach Maßgabe der Geſetze und ent⸗ 
ſprechend ihrer Befähigung und ihrer Leiſtungen 
zu den öffentlichen Amtern zuzulaſſen. 

Alle Ausnahmebeſtimmungen gegen weib⸗ 
liche Beamte werden beſeitigt. 

Die Grundlagen des Beamtenverhältniſſes 
ſind durch Reichsgeſetz zu regeln. 

Es iſt alſo auch in der amtlichen Begründung 
dargelegt, daß durch den Art. 5 87 BK. nur dieſe 
Grundrechte der Einzelperſon im Deutſchen Reich 
ausdrücklich auch für die einzelnen Ordensangehörigen 
gewahrt werden ſollen. 

b) Auch bei dem Notenwechſel zwiſchen der 
bayeriſchen Staatsregierung und dem Päpſtlichen 
Nuntius in München vor dem Abſchluß des Kon⸗ 
kordats wird nirgends die Auffaſſung vertreten, daß 
der Art. 5 87 BK. in irgendeiner Beziehung zu 
dem Art. 24 des bayeriſchen Schulbedarfgeſetzes 
ſtehe. Es iſt vielmehr in einem Schreiben des 
bayeriſchen Staatsminiſters für Unterricht und 
Kultus vom 9. Dezember 1921 zu dieſem Vertrags⸗ 
punkt folgendes ausgeführt: 

Schon jetzt iſt in Bayern Rechtens, daß bei 
der Zulaſſung zu den Prüfungen für das Lehr⸗ 
amt an Angehörige von Orden und religiöſen 
Kongregationen keine anderen Forderungen 
geſtellt werden als an Laien, und zwar iſt das 
ebenſo bei den Prüfungen für das Lehramt 
an höheren Lehranſtalten, höheren Mädchen⸗ 
ſchulen, Lehrerbildungsanſtalten und anderen 
Mittelſchulen wie bei der Anſtellungsprüfung 
für den Volksſchuldienſt der Fall. Die Lehr⸗ 
befähigung für Privatanſtalten wird durch die 
Ablegung der ſtaatlichen Prüfung für das 
gleichartige ſtaatliche Lehramt erworben; auch 
hier beſteht alſo kein Unterſchied zwiſchen 
Ordensmitgliedern und Laien. 

Eine Anderung dieſes Rechtszuſtands iſt 
nicht beabſichtigt. Sie widerſpräche auch den 
maßgebenden Grundſätzen der Reichsverfaſſung 
(Art. 109, 128) und der bayeriſchen Verfaſſung 
(§§ 12 und 15), wonach alle Deutſchen vor dem 
Geſetze gleich, alle Staatsbürger ohne Unter⸗ 
ſchied unter den gleichen geſetzlichen Voraus⸗ 
ſetzungen zu den öffentlichen Amtern zu⸗ 
zulaſſen find. Für die Aufnahme dieſer in 
unſerem eigenen Verfaſſungsleben fundamen⸗ 
talen Sätze in das Konkordat wird wohl ein 
Bedürfnis nicht beſtehen. Ein ſachliches 
Bedenken beſtünde jedoch gegen den vor⸗ 
geſchlagenen Inhalt einer vertraglichen Rege⸗ 
lung nicht. 

Weiterhin iſt in dieſem Schreiben noch darauf 
hingewieſen, daß nach dem allgemeinen Rechte 
niemand ein förmliches Anrecht auf Anſtellung hat 
und daß auch mit der Ablegung der vorgeſchriebenen 
Prüfung ein ſolches nicht erworben wird. 


Die bayeriſche Regierung ging alſo davon aus, 
daß der $ 7 des Art. 5 BK. an ſich entbehrlich ſei, da 
er nur geltendes Recht wiederhole. Dieſer Rechts⸗ 
auffaſſung wurde vom Heiligen Stuhl nie entgegen⸗ 
getreten. Es iſt ſomit bei den Verhandlungen 
zwiſchen dem Staat und der Kirche vor Abſchluß 
des Konkordates auch nicht mit einem Wort davon 
die Rede geweſen, daß durch den Art. 5 87 BK. 
die Führung von ſtaatlichen Schulen durch Ordens⸗ 
geſellſchaften ſichergeſtellt werden ſollte. Hätte eine 
ſolche Abſicht beſtanden, jo hätte fie bei der grund⸗ 
ſätzlichen Bedeutung und bei der großen Tragweite 
einer ſolchen Vereinbarung erwähnt werden müſſen. 
Da die Verhandlungen ſich lange Zeit hinzogen 
und ſehr eingehend geführt wurden, wäre eine ſolche 
Abſicht ſicher auch zum Ausdruck gebracht worden. 
Sie nachträglich jetzt den Vertragſchließenden zu 
unterſtellen, würde gegen Treu und Glauben ver⸗ 
ſtoßen. Im übrigen iſt eine erweiternde Auslegung 
des Konkordats auch rechtlich nicht zuläſſig. 


4. Auch aus den Verhandlungen im Ver⸗ 
faſſungsausſchuß des Bayeriſchen Landtags über 
das Konkordat ergibt ſich das gleiche Bild (ſiehe 
Verhandlungen des Bayeriſchen Landtags, Tagung 
1924/25, Beilagen Band I). 


a) In der Sitzung vom 11. Dezember 1924 
führte der Regierungsvertreter, Miniſterialrat 
Goldenberger, ſpäter bayeriſcher Unterrichtsminiſter, 
folgendes aus (S. 298 a. a. O.): 


Art. 5 §§ 6 und 7 find nur auf das gemeine 
Recht abzuſtellen. Es heißt im letzten Para⸗ 
graphen von Art. 5, daß männliche und weibliche 
Ordensleute zu den allgemeinen Prüfungen 
zugelaſſen werden. Das entſpricht der Reichs⸗ 
verfaſſung, weil dieſe Zöglinge und Ordens⸗ 
leute auch deutſche Reichsangehörige ſind und als 
ſolche eine Lehrbefähigung erwerben können 
wie jeder andere Reichsdeutſche. Ein Recht 
auf Anſtellung erwerben ſie dadurch nicht, ſo⸗ 
wenig wie ein anderer Reichsdeutſcher. 


b) Bedeutſam ſind auch die Ausführungen des 
damaligen Berichterſtatters Dr. Scharnagl (S. 343 
bis 344 a. a. O.): 


Was die Volksſchulen und die Berufung 
klöſterlicher Lehrkräfte an Volksſchulen angeht, 
ſo gilt immer noch und immer weiter die Be⸗ 
ſtimmung des Schulbedarfgeſetzes, wonach ein 
entſprechender Beſchluß des zuſtändigen Ge⸗ 
meinderats notwendig iſt, auf Grund deſſen 
die Regierung darüber zu entſcheiden hat, ob 
die Übertragung der Schulſtellen an klöſterliche 
Lehrkräfte erfolgen ſoll oder nicht. Es iſt alſo 
weder an der Mitwirkung der Gemeinde noch 
an dem Entſcheidungsrecht der Regierung 
irgend etwas geändert. 


Dieſen Ausführungen des Berichterſtatters und 
Mitgliedes der Bayeriſchen Volkspartei wurde von 
keiner Seite widerſprochen. Es wurde alſo auch 
im Landtag allgemein die Anſicht vertreten, daß 
hinſichtlich der Führung öffentlicher Volksſchulen 
durch geiſtliche Geſellſchaften allein der Art. 24 des 
bayeriſchen Schulbedarfgeſetzes maßgebend iſt und 
daß eine Regelung zwiſchen dem Staat und den 
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Orden wegen der Schulführung nach Art. 24 Sch BG. 
durch das Konkordat überhaupt nicht berührt wird. 

Wäre eine andere Auslegung richtig, ſo hätte 
auch die im Art. 24 Abſ. 1 des bayeriſchen Schul⸗ 
bedarfgeſetzes vorgeſehene Zuſtimmung der Ge⸗ 
meinde zur Übertragung des Volksſchulunterrichts 
an Orden nach Abſchluß des Konkordats beſeitigt 
werden müſſen, da dieſe Beſchränkung dann auch 
eine konkordatswidrige Erſchwerung der Schul— 
führung durch Orden wäre. 

c) Auch hinſichtlich des Widerrufs der Ge⸗ 
nehmigung zur Schulführung gilt allein der Art. 24 
Sch BG. in ſeiner jeweiligen Faſſung ohne jede 
Bindung durch eine Beſtimmung der Konkordate. 
Hierzu hat der Regierungsvertreter, Miniſterialrat 
Goldenberger, im Verfaſſungsausſchuß des Landtags 
nach Verleſen des Wortlautes der Abſ. I und II 
des Art. 24 SchBG. folgendes erklärt (S. 459 
a. a. O.): 

Die Übertragung iſt alſo Ermeſſensſache, 
ſelbſt wenn die Gemeinden zuſtimmen. Die 
Wiederentziehung iſt nur ſtatthaft, wenn der 
Tatbeſtand des Geſetzes gegeben iſt. 


Es iſt daher auch die Anſicht irrig, daß den Orden 
die Schulführung nur bei Pflichtverletzung entzogen 
werden darf. Der Widerruf kann vielmehr ſeit der 
Neufaſſung des Art. 24 Sch BG. nach freiem Er⸗ 
meſſen der Verwaltungsbehörde von der Kreis⸗ 
regierung jederzeit und ohne Einſchränkung aus- 
geſprochen werden. 

d) Daß die Führung von Volksſchulen durch 
Klöſter im Konkordat nicht verankert werden ſollte, 
geht auch aus den Ausführungen des Regierungs- 
vertreters zu dem Art. 9 BK. bei den Verhandlungen 
im Landtag hervor. Dieſer Artikel handelt von der 
Errichtung und von dem Betrieb klöſterlicher Privat⸗ 
ſchulen und von der Zuerkennung von Berechtigungen 
an ſolche Schulen einſchließlich der Eigenſchaft als 
öffentliche Schulen. Nach der Erklärung des Re⸗ 
gierungsvertreters (S. 298 a. a. O.) bezieht ſich 
dieſer Artikel nur auf höhere Lehranſtalten; er Toll 
auf Volksſchulen überhaupt nicht angewendet 
werden. 

Aus dieſer Beweisführung ergibt ſich ſomit, daß 
die Ordensgenoſſenſchaften und ihre Mitglieder aus 
den Konkordaten für ſich kein Recht ableiten können, 
in der Führung ſtaatlicher öffentlicher Volksſchulen 
belaſſen zu werden. Dieſe Auswirkung wurde 
bereits bei den Vorverhandlungen zum bayeriſchen 
Konkordat erkannt und hingenommen. In einem 
Vermerk in den Miniſterialakten zu Art. 5 § 7 BK. 
iſt folgendes erwähnt: 

Gegen eine vertragsmäßige Zuſicherung im 
Sinne der Ziff. VII der Punktationen (später 
Art. 5 87 BK.) beſtünden vom Standpunkte 
des Geſchäftskreiſes des Kultusminiſteriums 
keine grundſätzlichen Bedenken. Zu erwägen 
wird jedoch ſein, daß Zulaſſung zu einer ſtaat⸗ 
lichen Prüfung, auch wenn ſie vertragsmäßig 


geſichert iſt, und die Führung des Nachweiſes 
ihres erfolgreichen Beſtehens eine Anſtellung 
im Staatsdienſte noch keineswegs verbürgen. 
Insbeſondere muß es der Würdigung des ein⸗ 
zelnen Falles vorbehalten bleiben, ob etwa und 
inwieweit die Anftellungs- und Verwendungs⸗ 
fähigkeit einer Ordensperſon durch ihre frei⸗ 
willige Bindung an eine örtliche klöſterliche 
Gemeinſchaft beeinträchtigt oder behindert 
wird. 


In dieſem Vermerk iſt dann auch nochmals 
darauf hingewieſen, daß ſowenig wie für einen 
Laien ebenſowenig auch für eine Ordensperſon ein 
Rechtsanſpruch auf Verwendung im Staatsdienſt 
beſteht. 


Völlig abwegig iſt daher auch die Anſicht, daß 
durch Art. 5 8 7 BK. der bayeriſche Staat gebunden 
ſei, Ordensperſonen, die die allgemeinen Voraus- 
ſetzungen der Zulaſſung zum öffentlichen Lehramt 
erfüllen, „in entſprechender Zahl tatſächlich an⸗ 
zuſtellen“. Selbſt von der Kirche wurde früher für 
keine einzige Schulgattung dieſer Anſpruch aus 
den Konkordaten erhoben. Er kann jetzt auch nicht 
plötzlich für die ſtaatlichen Volksſchulen geltend 
gemacht werden. Es bleibt immer beſonderer Er⸗ 
wägung des Staates im Einzelfall vorbehalten, 
inwieweit die Anſtellung des Mitgliedes eines 
männlichen oder weiblichen Ordens als Staats⸗ 
beamter mit allen Rechten und Pflichten eines 
ſolchen an einer Staatsſchule irgendeiner Gattung 
möglich iſt oder nicht. Durch die Ausſchaltung einer 
klöſterlichen Niederlaſſung vom Volksſchulunterricht 
wird nicht berührt die nach anderen Geſichtspunkten 
zu beurteilende Frage der etwaigen Verwendung 
einer einzelnen klöſterlichen Lehrkraft, die allen 
ſtaatlichen Anforderungen an eine weltliche Lehr⸗ 
kraft innerhalb und auch außerhalb der Schule in 
vollem Umfange tatſächlich nachkommen könnte. 


Im übrigen ſoll hier noch erwähnt werden, daß 
eine vormals klöſterliche Lehrkraft regelmäßig dann 
in den öffentlichen Volksſchuldienſt übernommen 
wird, wenn ihr Ausſcheiden aus dem Orden vom 
Standpunkte des Staates weder nach dem Grunde 
noch in der Form zu beanſtanden iſt und wenn ſie 
alle Bedingungen für die Berufung in das Beamten⸗ 
verhältnis erfüllt. 


Zum Abſchluß dieſer Betrachtung darf nochmals 
hervorgehoben werden, daß es ſich bei der rechtlichen 
Seite der Angelegenheit um die grundſätzliche Frage 
handelte, ob der Staat in der Lage war, von ſich 
aus ohne eine Verletzung der Konkordate durch eine 
Anderung des bayeriſchen Schulbedarfgeſetzes die 
alleinige Führung aller ſtaatlichen Volksſchulen in 
Bayern für ſich in Anſpruch zu nehmen. Dieſes 
Recht hatte der Staat, denn in keiner Beſtimmung 
des bayeriſchen Konkordates oder des Reichs⸗ 
konkordates iſt die Führung öffentlicher ſtaatlicher 
Volkspflichtſchulen durch Ordensgenoſſenſchaften ge- 
währleiſtet. 
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Bücher und Zeitſchriften. 


Geſchichtsunterricht 
als nationalpolitiſche Erziehung. 


Von Dietrich Klagges. 


Frankfurt a. M. 1936, Verlag Moritz Dieſterweg. 
VIII und 441 Seiten. In Ganzleinen 8,40 RM. 


Dies iſt das Buch, auf das der deutſche Ge⸗ 
ſchichtslehrer ſeit Jahren gewartet hat und alle, die 
darum ringen, aus nationalſozialiſtiſcher Weltſchau 
Vergangenheit und Gegenwart zu verſtehen und 
Zukunft zu geſtalten. 

Der braunſchweigiſche Miniſterpräſident Dietrich 
Klagges, politiſcher Vorkämpfer und geiſtiger Bahn⸗ 
brecher, beſitzt die nationalſozialiſtiſche Eigenſchaft, 
hinter der verwirrenden Fülle der äußeren Er⸗ 
ſcheinungen den Weſenskern zu ſehen, und — was 
eine ſolche Eigenſchaft erſt wertvoll und fruchtbar 
macht — die Fähigkeit, dies Weſentliche klar, 
ſchlicht und eindrucksvoll zu ſagen. So reißt Klagges 
auch bei dem Leſer letzte Tiefen auf und zwingt 
ihn, ſich auseinanderzuſetzen und durch freudiges 
Mitgehen oder über kritiſches Nachprüfen zu eigener 
Klarheit und neuen Tatantrieben zu kommen. 

Klagges packt die Frage der Erziehung durch 
Geſchichte an der Wurzel an. Eine kurze Einleitung 
umreißt die „Aufgabe nationalſozia⸗ 
liſtiſcher Erziehung“ und fordert als deren 
Vorſtufe Durchdringung der deutſchen Erzieher mit 
dem Geiſt des Führers. Dieſem „Geiſt des 
Nationalismus“ iſt der zweite große Ab⸗ 
ſchnitt gewidmet. „Heldiſcher Wille“, „Führerrecht 
und Treuepflicht“, „Ewiges Volk“, „Volksgemein⸗ 
ſchaft iſt Sozialismus“, „Die Raſſenfrage iſt der 
Schlüſſel zur Weltgeſchichte“ — das ſind die Über⸗ 
ſchriften dieſes Abſchnittes, unter denen in bildhafter 
Form die Fülle weltanſchaulicher Fragen in Rück⸗ 
und Vorſchau erörtert wird. 

Erſt nach dieſer feſten Grundlegung geht Klagges 
zum Geſchichtsunterricht über: „Erziehung 
durch Geſchichte“. Auch hier betrachtet er 
zunächſt den „Geſchichtsunterricht im Rahmen 
nationalſozialiſtiſcher Erziehung“ und bezeichnet die 
Geſchichte des deutſchen Volkes zuſammen mit 
Biologie und deutſcher Sprache als den Kern des 
nationalſozialiſtiſchen Unterrichts in allen Schul⸗ 
arten. 

Im zweiten Unterabſchnitt: „Geſchichts⸗ 
unterricht als nationalpolitiſche 
Erziehung“ werden alle die Fragen geſchicht⸗ 
licher Forſchung und Betrachtung erörtert, die bei 
dem Kampf zwiſchen neuer und alter Zeit immer 
wieder im Mittelpunkt ſtanden und ſtehen, z. B. 
„objektiv“ oder gebunden, Wahrheit und Tendenz, 
Wertung und Urteil, biologiſche Geſetzlichkeit uſw. 
Zwei weitere Unterteile ſchließen ſich an, die zwar 
gleichfalls allgemein Bedeutung haben, aber nun 
auch mitten in die Arbeit des Geſchichtslehrers 
hineinführen: „Umfang und Auswahl des Stoffes“ 
und „Gliederung des geſchichtlichen Werdens“. 


Iſt ſo die erſte Hälfte des Werkes den Grund⸗ 
fragen der Erziehung gewidmet, die aus der Rück⸗ 
ſchau die Gegenwart verſtehen und die Zukunft 
geſtalten will, ſo geht nun Klagges im zweiten Teil 
— „Aufbau des Geſchichtsunterrichts“ 
mitten in die Arbeit der Schule hinein: „Beginn“, 
„Vorſtufe“ (Märchen und Sagen, Menſchen kämpfen, 
Helden ſtreiten, Götter ringen), „Übergang“ (Das 
Jahr der Führer und Meiſter), „Einfacher oder 
doppelter Lehrgang“. Es ſind vor allem Fragen 
des Lehrweges und des Lehrſtoffes, die hier ohne 
Trockenheit, durchblutet vom eigenen Erleben, neue 
Antworten finden. 

Dann aber folgt der letzte, über 200 Seiten 
umfaſſende Unterabſchnitt „Geſchichte als 
Erlebnis und Anſporn“. Es iſt ein 
Gang durch die germaniſch⸗deutſche Geſchichte in 
weiten, kraftvollen und doch beſinnlichen Schritten. 
Nach den ſachlich klärenden Vorarbeiten zeigt ſich 
Klagges hier als ein Darſteller von packender 
Geſtaltungskraft. Es wäre dringend zu wünſchen, 
daß dieſer Teil auch als Sonderbuch erſchiene. Da 
er nicht nur erzählt, ſondern im Sinne der vorher 
aufgeſtellten Grundſätze abwägt, wertet und erzieht, 
würde dieſe große Schau des deutſchen Werdens 
zu einem bahnbrechenden Volksbuch werden können 
für alle die, die ihre Zeit verſtehend erleben und an 
ihrer Geſtaltung mitarbeiten möchten. 

Das Werk iſt ein großer Wurf. Wer national⸗ 
ſozialiſtiſcher Erzieher — ob Vater, Mutter, Lehrer, 
Gefolgſchaftsführer — ſein will, muß ſich darein 
vertiefen. An ſeiner eigenen Haltung zu dem 
Wollen und dem Inhalt dieſes Buches wird er 
erkennen können, wie weit er vom National⸗ 
ſozialismus ergriffen iſt und wieviel ihm noch zu 
wachſen übrigbleibt; denn dies Buch ſchrieb ein 
Nationalſozialiſt und deutſcher Erzieher mit heißem 
Herzen und klarem Blick. 


Berlin. en 


Führertum in der Verwaltung. 
Von Oberbürgermeiſter Dr. Weidemann. 


(Heft 1 der Schriften des Reichsverbandes Deutſcher 
Verwaltungsakademien.) 


Berlin 1936, Verlag Spaeth & Linde. 
44 Seiten. Kartoniert 1,40 RM. 


Der Verfaſſer zeigt den Unterſchied von Vor⸗ 
geſetztem und Führer, von Untergebenem und 
Gefolgsmann und fordert die Durchſetzung der 
Verwaltung mit dem Führergedanken. Es genügt 
nicht, überall an Stelle des Kollegialſyſtems das 
bürokratiſche Syſtem zu ſetzen, vielmehr iſt eine 
grundlegende Anderung der Verwaltung aus 
nationalſozialiſtiſchem Geiſt heraus erforderlich. 
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Alles andere als nationalſozialiſtiſches Führertum 
beweiſt aber derjenige Vorgeſetzte, der lediglich auf 
ſeine formelle Vorgeſetztenſtellung pochend die 
geiſtige Mitarbeit und Selbſtändigkeit ſeiner Mit⸗ 
arbeiter zu unterdrücken verſucht. Die Ausführungen 
Weidemanns ſind ſo treffend, daß ſie jedem, ins⸗ 
beſondere jedem Behördenleiter und überhaupt 
jedem Vorgeſetzten, eindringlichſt zur Lektüre zu 
empfehlen ſind. Jeder kann aus ihnen etwas für 
ſich entnehmen, um ſo an ſeiner Stelle mitzuhelfen 
an dem Aufbau einer wahren und unerſchütterlichen 
Volksgemeinſchaft. 

Echtes Führertum kann aber nicht durch Para⸗ 
graphen geſchaffen werden, ſondern muß aus den 
Menſchen ſelbſt entſtehen. Auf die Perſönlichkeit 
des Menſchen und ſeine Charaktereigenſchaften 
kommt es an. 

Mit Recht ſtellt der Verfaſſer daher feſt, daß 
echtes Führertum nicht lehrbar iſt. Es iſt aber 
durchaus möglich, bei geeigneter Veranlagung des 
Beamten die Eigenſchaften, die zu echtem Führertum 
führen, zu fördern und die gegenteiligen Eigen- 
ſchaften zurückzudrängen. Leitende Stellen ſind, 
wie der Verfaſſer mit Recht feſtſtellt, keine feſten 
Pfründe mehr, die man als geruhſame Verſorgung 
anſtrebt, ſondern vorgeſchobene Poſten in dem 
unabläſſigen Lebenskampf unſeres deutſchen Volkes. 

In einem gewiſſen Gegenſatz zu den übrigen 
Ausführungen ſteht es aber, wenn der Verfaſſer 
am Schluß (S. 40) vorſchlägt, Lebenskunde und 
Charakterkunde zu Lehrfächern der Verwaltungs- 
akademien zu machen und Sonderkurſe einzurichten 
für Beamte, bei denen Führeranlagen erkennbar 
ſind! Weiter ſchlägt Weidemann vor, eine Art 
Meiſterklaſſe mit wenigen auserleſenen Mitgliedern 
einzurichten. Derartige Vorſchläge ſcheinen mir 
allerdings allzu theoretiſch zu ſein. Führer werden 
geboren und zeigen ſich lediglich durch Bewährung 
im praktiſchen Leben, im täglichen Kleinkampf. 
Durch bloße „Schulung“ kann niemand zum Führer 
gemacht werden. Und noch weit ſchwieriger ſcheint 
mir die generelle Frage der Auswahl der Beamten 
mit Führeranlagen für ſolche Sonderkurſe. 


Berlin. Kurt Krüger. 


Adolf Hitler: Volk und Raſſe. 
Kerngedanken aus „Mein Kampf“. 
Mit einem Vorwort von Dr. Groß. 
(Hillgers Bücherei Nr. 600.) 
Zweite Auflage. 
Zentralverlag der NSDAP., Franz Eher Nachf. 
G. m. b. H., München. 
32 Seiten. Preis 0,15 RM, mit einem Farbbild 
des Führers 0,20 RM. 
Das vorliegende Heft enthält im Auszug die 
Ausführungen des Führers über die wichtige Frage 
von Volk und Raſſe aus ſeinem Grundwerk „Mein 


Kampf“. Der nationalſozialiſtiſche Staat hat, wie 
hinlänglich bekannt iſt, den Kampf mit den drei 


raſſiſchen Niedergangserſcheinungen aufgenommen: 
dem Geburtenrückgang, der fortſchreitenden De⸗ 
generation durch Vererbung kranker Anlagen und 
der Raſſenvermiſchung. Not tut aber, wie Dr. Groß, 
der Leiter des Raſſenpolitiſchen Amtes der NSDAP., 
hervorhebt, daß jeder deutſche Menſch die Grund- 
gedanken in ſich aufnimmt, aus denen heraus der 
Führer ſeine Maßnahmen trifft. Dieſe werden 
durch das vorliegende Heft vermittelt. Der Einband 
iſt mit einem guten Führerbild ausgeſtattet. 


Berlin. Kurt Krüger. 


Der Parteitag der Ehre 1936. 


Offizieller Bericht über den Verlauf 
des Reichsparteitages mit ſämtlichen 
Kongreßreden. 


Verlag der NSDAP., Franz Eher Nachf. G. m.b. H., 
München. 


352 Seiten. Geb. 3,60 RM. 


Eine klare Tradition beſtimmt heute bereits den 
äußeren Ablauf der Reichsparteitage, ſo ſtellt 
Dr. Walther Schmitt in ſeiner Einleitung mit Recht 
feſt. Es iſt aber keine Form, die Erſtarrung bedeutet, 
ſondern notwendiger Rahmen, um die zuſammen⸗ 
geballte Kraft der nationalſozialiſtiſchen Bewegung 
zu erfaſſen und zu geſtalten. Jeder Parteitag läßt 
Geſtalt und Inhalt des neuen Deutſchlands in ſeiner 
zukünftigen Form deutlicher erkennen. Es iſt das 
große politiſche Treffen der Deutſchen, um den 
Rechenſchaftsbericht des Führers und ſeiner Mit- 
arbeiter über das vergangene Jahr entgegen- 
zunehmen und die Richtlinien und Befehle vom 
Führer für die kommende Arbeit zu erhalten. 

Die Parteitage ſind die große Heerſchau unſeres 
Volkes auf politiſchem, militäriſchem, geiſtigem, 
kulturellem und wirtſchaftlichem Gebiet. 

Die geiſtigen Auseinanderſetzungen dieſes Partei⸗ 
tages galten dem jüdiſch⸗internationalen Bolſche⸗ 
wismus, deſſen ſyſtematiſche Zerſtörungsarbeit ein 
Land nach dem anderen in Not und Kriſen führt. 
Den Höhepunkt ſtellte auch diesmal die Schluß⸗ 
anſprache des Führers dar, der den rückſichtsloſen 
Willen des neuen Deutſchlands verkündete, jede 
bolſchewiſtiſche Herausforderung mit geballter Kraft 
zurückzuſchlagen. 

Als neue Aufgabe ſtellte der Führer den Partei⸗ 
tagen den körperlichen Wettkampf, deſſen Durch⸗ 
führung inzwiſchen der SA. übertragen worden iſt. 
Ein neues Olympia, wenn auch in neuer Form und 
unter anderem Namen, wird entſtehen! 

Weiter bekräftigte der Führer mit äußerſter 
Konſequenz „den ſozialiſtiſchen Charakter des 
heutigen Reiches. Das Ziel des Nationalſozialismus 
heißt nicht „marxiſtiſches Chaos“, aber es heißt auch 
nicht „bürgerliches Beſtehenlaſſen“.“ Das ſei mit 
allem Nachdruck der Reaktion ins Tagebuch ge- 
ſchrieben, die gar zu gern die längſt überwundenen 
und in ſich zuſammengebrochenen Vorkriegs⸗ 
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verhältniſſe durch den Nationalſozialismus wieder 
zu künſtlichem Leben angefacht ſehen möchte. Dann 
gab der Führer der Partei den Befehl, „jetzt mehr 
noch als früher dafür Sorge zu tragen, daß in 
unſeres Volk harte Auffaſſungen kommen und daß 
beſonders ein unerbittlicher Krieg angeſagt wird 
jeder Spur von erbärmlicher Klugheit, die Clauſe⸗ 
witz als ſchlimmſtes Symptom der Feigheit ge⸗ 
geißelt hat.“ „In geſchichtlichen Perioden hat noch 
nie die bloße Klugheit triumphiert, ſondern ſtets 
der tapfere Mut.“ 

Als Ziel der nächſten vier Jahre ſetzte der Führer 
die Aufgabe, in dieſer Zeit Deutſchland von jenen 
Rohſtoffen vom Ausland unabhängig zu machen, 
die irgendwie durch die deutſchen Fähigkeiten, durch 
die Chemie und Maſchineninduſtrie ſowie durch 
unſeren Bergbau ſelbſt beſchafft werden können. 


Das Buch wird durch zahlreiche ausgezeichnete 
Bilder des Parteitages abgeſchloſſen und gehört 
in die Bücherei jedes politiſch Intereſſierten. 


Berlin. Kurt Krüger 


Deutſchlands Weg zur Freiheit 1935. 


Bearbeitet von Dr. Axel Friedrichs, Leiter 
der Bücherei der Deutſchen Hochſchule für Politik. 


Berlin 1937, Verlag Junker & Dünnhaupt. 


Das Buch iſt der dritte Band eines Sammel⸗ 
werkes „Dokumente der deutſchen Politik“, das 
vom Präſidenten der Deutſchen Hochſchule für 
Politik herausgegeben wird. Es enthält die wich⸗ 
tigſten Reichsgeſetze und die Reden des Führers 
und ſeiner engſten Mitarbeiter aus dem dritten 
Jahre des Dritten Reiches. Um ein klares Bild der 
nationalſozialiſtiſchen Aufbauarbeit zu geben, hat 
der Bearbeiter die Dokumente nach drei Sach⸗ 
gebieten geordnet: 


A. Nationalſozialiſtiſche Staatspolitik. 


B. Der Kampf Deutſchlands um Frieden und 
Gleichberechtigung. 

C. Die Neuordnung von Staat, Volk, Wirtſchaft, 
Kultur und Recht. 


Unter C werden die Maßnahmen zur Ver⸗ 
einheitlichung des Reiches, die Raſſen⸗ und Be⸗ 
völkerungspolitik, der Neubau der wirtſchaftlichen 
und ſozialen Ordnung, der Arbeitsdienſt, die Kultur⸗ 
und Kirchenpolitik und die Neugeſtaltung des Rechts 
behandelt. Eine Tafel am Schluſſe des Buches gibt 
die durch die ſachliche Gliederung unterbrochene 
zeitliche Überſicht. 


Wegen ſeiner Klarheit und Vollſtändigkeit 
empfehle ich das Werk den Lehrerbüchereien zur An⸗ 
ſchaffung. 


Berlin. Zander. 


Das Erlebnis der XI. Olympiſchen Spiele 
in Wort, Bild und Ton. 


Herausgegeben von Paul Müller, Leiter des 
Olympia⸗Weltſenders, Berlin, Dr. Friedrich 
Richter, Hauptſchriftleiter der amtlichen Zeit⸗ 
ſchrift „Olympiſche Spiele“, Profeſſor Hans Hitzer, 
Künſtleriſche Beratung, und den Vereinigten Staats⸗ 
ſchulen für freie und angewandte Kunſt, Berlin. 


Berlin 1936, Verlag Bernard & Graefe. 
Mit 140 Bildern und 3 doppelſeitigen Telefunken⸗ 
Tonplatten. 

200 Seiten. Preis 16,50 RM. 


Das neue Tonbuch über die XI. Olympiſchen 
Spiele wendet ſich gleichzeitig an die Leſer, Be⸗ 
trachter und Hörer. Es vereinigt in ſich in äußerſt 
glücklicher Form einen flotten, vom Fachmann 
geſchriebenen Text über alle wichtigen Entſcheidungen 
jener Auguſttage mit einer Fülle großartiger Bilder 
und der Macht des geſprochenen Wortes, ein⸗ 
gefangen in drei Telefunkenplatten nach Original⸗ 
aufnahmen der Reichsrundfunk-Geſellſchaft. So iſt 
dies Werk ein Dokument ſportlicher Zeitgeſchichte. 
Weit über den Rahmen eines intereſſanten Erlebnis⸗ 
berichtes hinaus iſt es geeignet, gerade dem Lehrer 
und Erzieher der Jugend eine Fülle von Anregung 
zu geben, wenn er, fußend auf jenem unvergeßlichen 
Geſchehen, die Jugend zu Kampf und ſportlichem 
Einſatz mitreißen will. 

Die Höhepunkte des olympiſchen Erlebens ſind 
nach einem kurzen Rückblick auf den Olympiſchen 
Staffellauf und das ewige Olympia im erſten 
Teil vorausgenommen. Hier ſind kurzen, ein⸗ 
leitenden Worten die Schallplatten eingefügt. In 
Verbindung mit den geſchickt angeordneten großen 
Aufnahmen werden die olympiſchen Tage wieder 
vor uns lebendig. Wir erleben die Eröffnungsfeier, 
wir hören die Stimme des Führers, die Olympia⸗ 
glocke; wir werden wieder mitgeriſſen in die 
Spannung des 100⸗m⸗Endlaufs. Domperts großer 
Kampf, das Mißgeſchick der Frauenſtaffel und 
eine Reihe anderer großer Kämpfe und Siege 
werden uns durch die Stimme des Sprechers am 
Mikrophon des Dlympia-Weltfenders wieder un⸗ 
mittelbar vor Augen geführt. Auch der zweite, 
nicht mit Schallplatten ausgeſtattete Teil iſt be⸗ 
merkenswert und lehrreich. — Den Abſchluß des 
Buches bildet eine Siegertafel der XI. Olympiſchen 
Spiele und eine Zuſammenſtellung der Sieger von 
1896 bis 1936. 


Berlin. Kunze. 
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Verzeichnis der zur Beſprechung eingeſandten Bücher und Schriften. 


Eine Empfehlung der Bücher iſt mit ihrer Aufnahme in das Verzeichnis nicht verbunden. Die ohne Auftrag 
zur Beſprechung eingeſandten Bücher und Schriften können in keinem Falle an den Einſender zurückgegeben 
werden. Beigelegte Rechnungen werden nicht beglichen. 


I. Dichtung, bildende Kunſt, Muſik, Theater, Film. 


1. Kurt May, Fauſt II. Teil in der Sprach- 
form gedeutet. Preis 12 RM. Verlag Junker 
E Dünnhaupt, Berlin-Steglitz. 

2. Otto Schumann, Meyers Konzert⸗ 
führer: Orcheſtermuſik und Inſtrumentalkonzerte. 
Preis 4,80 RM. Verlag Bibliographiſches Inſtitut, 
Leipzig. 

II. Erd⸗ und Völkerkunde. 

1. Guſtav Gräfer, Frankreich — Garten und 
Feſtung. (Erdkundliche Arbeitshefte Raum und 
Volk, Gruppe VI: Räume der Weißen, Heft 15.) 
Preis 0,70 RM. Verlag Julius Beltz, Langenſalza. 

2. Guſtav Hennigs und Kurt Wulf, 
Arbeits⸗ und Wiederholungsbüchlein zur Erdkunde. 
Heft 1: Deutſchland. Preis 0,80 RM. Verlag 
Liſt & von Breſſensdorf, Leipzig. 

3. Harms Einheitliches Unterrichtswerk: Atlas- 
hefte zur Erdkunde. Geſamtband. Herausgegeben 


von E. Eggers. Preis 1 RM. Verlag Liſt & von 
Breſſensdorf, Leipzig. 
4. Harms! Einheitliches Unterrichtswerk: 


Deutſchland und die Welt. Ein Kartenwerk für 
die deutſche Schule. Preis 2,70 RM. Verlag 
Liſt & von Breſſensdorf, Leipzig. 

5. Kurt Brüning, Mien. (H. Harms’ Erd⸗ 
kunde in entwickelnder anſchaulicher Darſtellung.) 
Preis 13 RM. Verlag Liſt E von Breſſensdorf, 
Leipzig. 

III. Fremdſprachen. 

1. Karl Thieme, Lebendiges Latein in 
modernen Briefen aus den verſchiedenſten Gebieten 
der Gegenwart. Preis 2,50 RM. Verlag Ferdinand 
Dümmler, Bonn a. Rh. 


IV. Geſchichte, Kulturgeſchichte, Volkskunde. 


1. Herta Sauer, Die Schuldvorſtellungen 
in oſtpreußiſchen und weſtfäliſchen Volkserzählungen 
der Gegenwart. Preis 4,80 RM. Verlag Junker 
& Dünnhaupt, Berlin. 

2. Fritz Brüggemann, Vom Schembart- 
laufen. Verlag Bibliographiſches Inſtitut, Leipzig. 

3. A. Korzendorfer, Von Poſtreutern 
und Poſtillionen. Verlag Bibliographiſches Inſtitut, 
Leipzig. 

4. Beiträge zur Heimatkunde Oberſchleſiens III. 
Herausgegeben von der Heimatkundlichen Arbeits- 
gemeinſchaft der Lehrer an höheren Schulen Ober⸗ 
ſchleſiens. Verlag der Leobſchützer Zeitung, Leob— 


ſchütz. 
5. Walther Gehl, Der deutſche Aufbruch 
19181936. Preis 1,60 RM. Verlag Ferdinand 


Hirt, Breslau. 

6. Bruno Manger, Mittwinter. Deutſche 
Weihnacht in Geſchichte, Glauben und Brauch. 
Preis 3,50 RM Verlag Hermann Schroedel, 
Pädagogiſcher Verlag, Halle a.) S. 


7. Beiträge zur Geſchichte der Stadt Breslau. 
Im Auftrage des Oberbürgermeiſters herausgegeben 
vom Städtiſchen Kulturamt. Heft 2. Preis 3 RM. 
Verlag Priebatſchs Buchhandlung, Breslau. 

8. Hellmuth Unger, Robert Koch. Roman 
eines großen Lebens. Preis 4,25 RM. Verlag der 
Deutſchen Arzteſchaft, Berlin. 

9. Luey Nath, Im Dom zu Naumburg. 
Preis 0,90 RM. Verlag J. J. Weber, Leipzig. 

10. Alfred Rapp, Die Habsburger. Die 
Tragödie eines halben Jahrtauſends deutſcher Ge— 
ſchichte. Preis 6,50 RM. Verlag Franckh, Stuttgart. 

11. Anna von Sydow, Gabriele von 
Bülow, Tochter Wilhelm von Humboldts. Ein 
Lebensbild aus den Familienpapieren Wilhelm 
von Humboldts und ſeiner Kinder 1791 — 1887. 
Verlag E. S. Mittler & Sohn, Berlin. 


V. Jugendbücher. 


1. Franz Bauer, Das tickende Teufelsherz. 
Preis 1,90 RM. Verlag Dr. Gundert, Stuttgart. 

2. Oskar Paret, Der Klaſſenausflug in die 
Steinzeit. Preis 1,90 RM. Verlag Dr. Gundert, 
Stuttgart. 

3. Paul Eipper, Die gelbe Dogge Senta. 
Geſchichte einer Freundſchaft. Mit 32 Aufnahmen 
von Hein Gorny. Preis 5,50 RM. Verlag Ullſtein, 
Berlin. 

VI. Wehrmacht, Kriegsliteratur. 


1. Arthur Adler, Trutz und Treue. Front- 
ſchickſale. Verlag Edwin Braun, Eſchwege. 

2. Uniformen der Wehrmacht. Preis 6 RM. 
Verlag Offene Worte, Berlin. 


VII. Mathematik, Naturwiſſenſchaften, Biologie. 


1. Paul Brohmer, Die deutſchen Lebens⸗ 
gemeinſchaften. Ein Lehrerhandbuch für den 
Biologieunterricht. Preis 4,50 RM. Verlag 
A. W. Zickfeldt, Oſterwieck (Harz). 

2. Albert Bauer, Lebenskunde. Einzellige 
Lebeweſen. Bau und Leben der Pflanzen, der 
Tiere und der Menſchen. Vererbungslehre, Raſſen⸗, 
Bevölkerungs- und Familienkunde für die Abſchluß⸗ 
klaſſen der höheren Lehranſtalten. Preis 3,80 RM. 
Verlag G. Freytag AG., Berlin-Leipzig. 

3. Cl. H. Tietjen, Raum oder Zahl? Mit 
einem Geleitwort von Miniſterialdirektor Profeſſor 
Dr. Vahlen. Preis 1,50 RM. Verlag Friedrich 
Brandſtetter, Leipzig. 

4. Philippina Ernſt, Praktiſche Biologie. 
Nützliche und ſchädliche Tiere und Pflanzen unſerer 
Heimat. Preis 1,90 RM. Verlag Aſchendorf, 
Münſter i. Weſtf. 

5. Friedrich Hayn, Politiſche Sippenkunde 
19 der Schule. Preis 3 RM. Verlag Degener & Co., 
eipzig. 
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VIII. Pädagogik. 


1. Hans Kruſe, Geſchichte des höheren 
Schulweſens in Siegen. Feſtſchrift zum 400jährigen 
Jubiläum des Realgymnaſiums zu Siegen. Verlag 
Vorländer, Siegen. 

. Karl Herzog und Heinrich Löckel, 
Ratgeber für den Leſeunterricht. I. Band: 
2. Schuljahr und 5. und 6. Schuljahr. Verlag 
Julius Beltz, Langenſalza. 

3. Cl. H. Tietjen, Entſcheidungen zum 
Neubau der deutſchen Schule. Preis 5 RM. Ver⸗ 
lag Friedrich Brandſtetter, Leipzig. 

4. Der Wochenſpruch der deutſchen Schule. 
Reihe I. 12 Tafeln zweifarbig in Mappe. Preis 
5 RM. Verlag Priebatſchs Buchhandlung, Breslau. 

5. Kurt Günzel, Organiſche Bildung in 
der Weiſe Berthold Ottos. (Volkhafte Schularbeit, 
Beiträge zur deutſchen Erziehung.) Preis 2,40 RM. 
Verlag Kurt Stenger, Erfurt. 


IX. Philoſophie, Weltanſchauung. 


1. Philoſophen⸗Lexikon. Bearbeitet von Eugen 
Hauer, Werner Ziegenfuß und Gertrud Jung. 
I. Lieferung. 1937. Preis 2,50 RM. Verlag 
E. S. Mittler & Sohn, Berlin. j 

2. Peter Pohle, Syſtem der Staats⸗ und 
Nationalerziehung bei Karl Heinrich Ludwig Pölitz 
und ihre philoſophiſchen Grundlagen. Helios⸗ 
Verlag, Heinrich Buſchmann, Münſter. 


X. Politik. 


1. Friedrich Stie ve, Vom Volksſtamm 
zum Volksſtaat. Ein Überblick über den politiſchen 
Werdegang der Deutſchen. Preis 1,80 RM. Verlag 
Moritz Dieſterweg, Frankfurt a. M. 

2. Paul de Lagarde, Ich mahne und 


künde. Preis 1 RM. Verlag Ferdinand Hirt, 
Breslau. 
3. Walter Kramer, 


Der politiſche Wille 
als geſchichtsbildende Macht. Preis 0,80 RM. 
Verlag Hermann Beyer, Leipzig. 


XI. Rechtswiſſenſchaft, Verwaltung. 

1. Zeitſchrift für oſteuropäiſches Recht. Im 
Auftrage des Oſteuropa⸗Inſtituts in Breslau heraus⸗ 
gegeben von Dr. Walz und Freiherrn von Freytag⸗ 
Loringhoven. 3. Jahrgang, Heft 7. Verlag Carl 
Heymann, Berlin. 


XII. Religions wiſſenſchaft. 


1. Walter Baetke, Die Religion der Ger⸗ 
manen in Quellenzeugniſſen. Preis 4,60 RM. 
Verlag Moritz Dieſterweg, Frankfurt a. M. 


XIII. Sprach⸗ und Literaturwiſſenſchaft. 

1. Hilf dir ſelbſt! Schroedels Deutſches Wörter⸗ 
buch nebſt Beiſpielen und Regeln zur Erleichterung 
der Rechtſchreibung und des richtigen Sprach⸗ 
gebrauchs. Preis 1,40 RM. Verlag Hermann 
Schroedel, Pädagogiſcher Verlag, Halle a. / S. 

2. Guſtav Matthias, Sprachlich⸗ſachliche 
Flurnamendeutung auf volkskundlicher Grundlage. 
Preis 6 RM. Verlag Auguſt Lax, Hildesheim⸗ 
Leipzig. 


XIV. Technik und Flugtechnik, Luftſchutz. 

1. Fritz Tegeder, Luftſchutz in Zahlen. 
Ein Luftſchutz⸗Rechenbuch. Preis 0,50 RM. Verlag 
Julius Beltz, Langenſalza. 

2 Bramesfeld, Der Abiturient in 
den Prüfungen des techniſchen Studiums. Preis 
2,80 RM. Verlag B. G. Teubner, Leipzig⸗Berlin. 


XVII. Wirtſchafts⸗, Sozialwiſſenſchaften und Handelskunde. 


1. W. Steuernagel, Was muß der 
Handwerkslehrling zur Geſellenprüfung wiſſen? 
Verlag R. Herroje, Wittenberg b. Halle. 

2. J. Lolling, Einführung in den Schrift⸗ 
verkehr des Gewerbetreibenden. 235 Briefe und 
b Verlag R. Herrofe, Wittenberg 

. Halle. 


3. Ludwig Reicherl, Aufgaben zum Wirt⸗ 
ſchaftsrechnen. Kurzausgabe. Heft 1—3. 
4. Ludwig Reicherl, Friedrich Stad- 


linger und Robert Goepfert, Grundriß 
der Wirtſchaftslehre. 
5. Friedrich Stadlinger, Allgemeine 


Wirtſchaftslehre des Betriebs. Heft 1: Unterſtufe. 
Heft 2: Mittelſtufe. Heft 3: Oberſtufe. 

6. Derſelbe, Methodiſch aufgebaute Übungen 
zur Einführung in die Buchhaltung. 

Ludwig Reicherl u. Robert Goepfert, 
Doppelte Buchführung. Aufgabenſammlung mit 
kurzen Erläuterungen. I. Teil. 

8. Derſelbe, Aufgabenſammlung für das kauf⸗ 
männiſche Rechnen. Geſamtausgabe. 
Nr. 3—8: Verlag Friedrich Kern, Nürnberg. 

9. Friedrich Teſchner, Fachkunde für 


Maurer. Verlag Ferdinand Hirt, Breslau. 
10. Otto Bloß, Berufliche Sprach⸗ und 
Rechtſchreibübungen. Hilfsbuch der gewerblichen 


Berufs- und Fachſchulen für Knaben und Mädchen. 
Preis 2,70 RM. Verlag Julius Beltz, Langenſalza. 

11. Otto Deumann und Paul Skrie we, 
Die Schlacht für Deutſchland. Ein Blick in die Er⸗ 
nährungs⸗ und Rohſtofflage. Preis 3,80 RM. 
Verlag Hermann Schroedel, Pädagogiſcher Verlag, 
Halle a. / S. 

12. Konrad Gatz, Das deutſche Malerhand⸗ 
werk zur Blütezeit der Zünfte. Preis 4,80 RM. 
Verlag Georg D. W. Callwey, München. 

13. Richard Balſchunat, Vom Weſen und 
Wert der Handgeſchicklichkeit. Ein Buch für Hand⸗ 
werker, Techniker, Künſtler und ihre Bildner. Preis 
2,80 RM. Verlag Kurt Stenger, Erfurt. 

14. Paul Wittke, Deutſcher Wirtſchafts⸗ 
aufbau. Preis 1,80 RM. Verlag Quelle & Meyer, 
Leipzig. 

XVIII. Verſchiedenes. 

1. Rudolf Weinmeiſter, Deutſche Kurz⸗ 
ſchrift. Verkehrsſchrift. Verlag Bibliographiſches 
Inſtitut, Leipzig. 

2. Neues Schaffen. Die Hauptſtadt Hannover 
1935/36. Im Auftrage der Stadtverwaltung be⸗ 
arbeitet von Direktor Th. Arends und Stadtamtmann 
O. Ernſt. 

3. Kalender der reichsdeutſchen Univerſitäten 
und Hochſchulen. 117. Ausgabe. 1936/37. Preis 
10 RM. Verlag Johann Ambroſius Barth, Leipzig. 


